Deutscher Bundestag 
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Drucksache Y/2251 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. November 1967 

1/3 -- 22000 - - 2503/67 XII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 314. Sitzung am 13. Oktober 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude; Bouner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 

Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 83 Abs. 4 wird gestrichen. 

2. Nach § 83 wird folgender § 83 a eingefügt: 

.§ 83 a 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung eine Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 
3 V. H. für jedes im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst vollendete Jahr gekürzt; 
dem Beamten verbleiben jedoch mindestens 
40 V. H. seiner deutschen Dienstbezüge. Erhält 
der Beamte als Invaliditätspension die Höchst- 
versorgung aus seinem Amt bei der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 v. H. gekürzt. 
Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. 

(2) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbe- 
zügen errechnet, die ihm bei einer Verwendung 
im Inland zustehen würden. 

(3) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält." 

3. § 111 erhält folgenden Absatz 5: 

„(5) Der im Beamtenverhältnis zurückgeleg- 
ten Dienstzeit steht ferner die im öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienst- 
zeit gleich; Absatz 1 Nr. 6 findet keine Anwen- 
dung." 


4. In § 112 erhält die Nummer 1 folgende Fassung: 
„1. ein Ruhestandsbeamter 

a) in einer seine Arbeitskraft voll bean- 
spruchenden entgeltlichen Beschäftigung 
als Bundesbeamter, Berufssoldat oder 
berufsmäßiger Angehöriger des Zivil- 
schutzkorps zurückgelegt hat, ohne 
einen neuen Versorgungsanspruch zu er- 
Icingen, 

b) in einer Tätigkeit im Sinne des § 111 
Abs. 5 zurückgelegt hat,". 

5. In § 116 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „oder 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
öffentlichen Einrichtung" gestrichen. 

6. § 160 Abs. 5 wird gestrichen. 

7. Nach § 160 a wird folgender § 160 b eingefügt: 

„§ 160 b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 
für jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung gewährte Versorgung nicht überstei- 
gen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung anstelle einer Versorgung einen 
Kapitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung 
aus einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt 
nicht, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
den Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzah- 
lung der von ihm geleisteten eigenen Beiträge 
zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen über- 
steigt, an den Bund abführt. Zahlt der Beamte 
oder Ruhestandsbeamte nur den auf ein oder 
mehrere Jahre entfallenden Bruchteil dieses Be- 
trages an den Bund, findet Absatz 1 Satz 1 nur 
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hinsichtlich dieser Jahre keine Anwendung. Die 
Zahlung muß innerhalb eines Jahres nach Be- 
endigung der Entsendung oder der Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfolgen. 

(3) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterblie- 
benenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 156 Abs. 2 
wird nicht gewährt, soweit der Versorgungs- 
empfänger für das Kind einen gleichartigen Zu- 
schlag mit der Versorgung von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung er- 
hält. 

(6) § 158 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend." 

8. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 158 oder 
§§ 160 bis 160 b, die Witwe und Waise auch 
die Verheiratung (§ 164 Abs. 1 Nr. 1), die 
Witwe auch Ansprüche nach § 164 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz." 

9. In § 166 Nr. 6 werden die Worte „160 und 160 a" 
durch die Worte „160, 160 a und 160b" ersetzt. 


Artikel II 

Das Bundesbesoldiingsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundsegesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

In § 8 Abs. 2 Nr. 2 werden folgende Worte ange- 
fügt: 

„es sei denn, daß die Abfindung aus der Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährt 
worden ist." 

Artikel III 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701) wird wie folgt geändert: 

In § 20 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „bis 
160 a" durch die Worte „bis 160 b" ersetzt. 


Artikel IV 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
6. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 305), wird wie 
folgt geändert: 

In § 30 Abs. 2 werden die Worte „§ 83 Abs. 2 
und 4, §§ 84" durch die Worte „§ 83 Abs. 2, 
§§ 83 a, 84" ersetzt. 


Artikel V 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt geändert: 

1. § 20 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Der Wehrdienstzeit steht die im öffent- 
lichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte 
Dienstzeit eines entsandten Soldaten gleich." 

2. Dem § 21 wird folgender Satz 2 angefügt.* 

„Sie erhöht sich auch um die Zeit, die ein Sol- 
dat im Ruhe.stand in einer Tätigkeit im Sinne 
des § 65 Abs. 1 Nr. 5 zurückgelegt hat." 

3. § 55 Abs. 3 wird gestrichen. 

4. § 55 Abs. 4 wird Absatz 3. Die Worte „die Ab- 
sätze 1 bis 3" werden durch die Worte „die Ab- 
sätze 1 und 2" ersetzt. 

5. Nach § 55 a wird folgender § 55 b eingefügt: 

.§ 55 b 

(1) Erhält, ein Soldat im Ruhestand aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgnngsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 
für jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Soldat im Ruhestand als Invaliditätspension 
die Höchstversorgu.ng aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung anstelle einer Versorgung einen Ka- 
pitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung aus 
einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt nicht, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand den 
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Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzahlung 
der von ihm geleisteten eigenen Beiträge zuzüg- 
lich der hierauf gewährten Zinsen übersteigt, an 
den Bund abführt. Zahlt der Soldat oder Soldat 
im Ruhestand nur den auf ein oder mehrere , 
Jahre entfallenden Bruchteil dieses Betrages an 
den Bund, findet Absatz 1 Satz 1 nur hinsicht- 
lich dieser Jahre keine Anwendung. Die Zahlung 
muß innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
der Entsendung oder der Berufung in das Be- 
amtenverhältnis erfolgen. 

(3) Hat der Soldat oder Soldat im Ruhestand 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- | 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat I 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- , 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- j 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages . 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines i 
Soldaten oder Soldaten im Ruhestand Hinter- ’ 
bliebenenbezüge von der zwischenstaatlichen . 
oder überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre j 
deutschen Versorgungsbezüge in Höhe des Be- . 
träges, der sich unter Anwendung des Absat- ■ 
zes 1 nach dem entsprechenden Anteilsatz er- : 
gibt. Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 47 Abs. 2 wird 
nicht gewährt, soweit der Versorgungsempfän- I 
ger für das Kind einen gleichartigen Zuschlag 
mit der Versorgung von der zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung erhält." 

6. § 60 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 53 oder 
§§ 55 bis 55 b die Witwe und Waise auch 
die Verheiratung (§ 59 Abs. 1 Nr. 1), die ‘ 
Witwe auch Ansprüche nach § 59 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz." 

7. In § 65 Abs. 1 Nr. 4 wird der Punkt am Ende ! 
durch ein Komma ersetzt, das Wort „oder" hin- 
zugefügt und folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. im öffentlichen Dienst einer zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen öffentlichen Ein- 
richtung gestanden hat." 

8. § 65 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) §§ 20 und 69 Nr. 3 gelten entsprechend. | 
§ 64 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend, es sei denn, 
daß die Abfindung aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung gewährt wor- 
den ist." I 

i 

9. In § 66 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „oder ■ 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
öffentlichen Einrichtung" gestrichen. 
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Artikel VI 

Das Gesetz über das Zivilschutzkorps vom 
12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 782) wird wie 
folgt geändert: 

In § 29 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „§ 83 
Abs. 2 und 4, §§ 84" durch die Worte „§ 83 Abs. 2, 
§§ 83 a, 84" ersetzt. 


Artikel VII 

Die Bundesdisziplinarordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 750) wird wie folgt geändert: 

In § 77 Abs. 5 werden die Worte „§§ 158 bis 160, 
162" durch die Worte „§§ 158 bis 160, 160 b, 162" 
ersetzt. 

Artikel VllI 

Das Bundesministergesetz vom 17. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 407) wird wie folgt geändert: 

1. § 11 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) § 83 a des Bundesbeamtengesetzes ein- 
schließlich der dazu ergangenen übergangsvor- 
scliriften ist sinngemäß anzuwenden." 

2. §20 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Für ein ehemaliges Mitglied der Bundes- 
regierung oder seine Hinterbliebenen gilt 
§ 160 b des Bundesbeamtengesetzes einschließ- 
lich der dazu ergangenen Übergangsvorschriften 
entsprechend." 


Artikel IX 

Übergangsvorschriften 

(1) Bei der Anwendung des § 83 a Abs. 1 und des 
§ 160 b Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes sowie 
des § 55 b Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes 
bleibt die Zeit, die ein Beamter, Soldat oder Versor- 
gungsempfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung tätig war, bis zu fünf Jahren 
außer Betracht. 

(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Versorgungsempfänger findet § 160 b 

Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b 
Abs. 1 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ihnen zehn vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als 
Versorgung verbleiben. 

(3) Hat ein Beamter, Soldat oder Versorgungs- 
(unpfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung anstelle einer Versorgung einen Kapital- 
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betrag als Abfindung oder Zahlung aus einem Ver- 
sorgungsfonds erhalten, finden Absatz 1 sowie 
§ 160 b Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes und 
§ 55 b Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes An- 
wendung. Der Lauf der in § 160 b Abs. 2 Satz 4 
des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b Abs. 2 
Satz 4 des Soldatenversorgungsgesetzes enthalte- 
nen Frist beginnt frühestens mit dem Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 


Artikel X | 

§ 1 I 

Das Beaintenrechtsrahmengesetz in der Fassung ! 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- i 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- | 
setz zur Änderung des Bundespolizeibeamtengeset- i 
zes vom 8. Mai 1967 (Bundesgcsetzbl. I S. 518), wird ■ 

wie folgt geändert: ^ 

I 

1. Nach § 49 wird folgender § 49 a eingefügt; | 

„§ 49 a i 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung eine Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 

3 V. FI. für jedes im zwischenstaatlichen oder j 
überstaatlichen Dienst vollendete Jahr gekürzt; | 
dem Beamten verbleiben jedoch mindestens ! 

40 V. H. seiner deutschen Dienstbezüge. Erhält | 
der Beamte als Invaliditätspension die Höchst- I 
Versorgung aus seinem Amt bei der zwischen- | 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 . v. H. gekürzt. 

Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. | 

(2) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind | 

Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und | 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- | 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland | 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbezü- ' 
gen errechnet, die ihm bei einer Verwendung im I 
Inland zustehen würden. ! 

(3) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält." 

2. § 85 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. Nach § 85 a wird folgender § 85 b angefügt; 

.§ 85 b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der Ver- 1. 
Wendung im öffentlichen Dienst einer zwischen- j 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine ! 
Versorgung, ruhen seine deutschen Versor- | 
gungsbezüge in Höhe des Betrages, der einer j 


Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 für 
jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung an Stelle einer Versorgung einen 
Kapitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung 
aus einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt 
nicht, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
den Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzah- 
lung der von ihm geleisteten eigenen Beiträge 
zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen über- 
steigt, an seinen Dienstherrn abführt. Zahlt der 
Beamte oder Ruhestandsbeamte nur den auf ein 
oder mehrere Jahre entfallenden Bruchteil die- 
ses Betrages an seinen Dienstherrn, findet Ab- 
satz 1 Satz 1 nur hinsichtlich dieser Jahre keine 
Anwendung. Die Zahlung muß innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung der Entsendung oder 
der Berufung in das Beamtenverhältnis erfolgen. 

(3) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebe- 
nenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 82 Abs. 1 wird 
nicht gewährt, soweit der Versorgungsempfän- 
ger, dessen deutsche Versorgungsbezüge ganz 
oder teilweise ruhen, für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung durch die 
zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrich- 
tung erhält. 

(6) § 83 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend." 

§ 2 

Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamtenrecht 

bis zum nach den 

Vorschriften des § 1 zu regeln. Bis zum Inkraft- 
treten landesrechtlicher Regelungen gilt im Lan- 
desbereich § 1 unmittelbar. 


5 



Drucksache \/2251 Düulschei' Bundestag — 5. Wahlperiode 


2. (1) Bei der Anwendung des § 49 a Abs. 1 und 

des § 85 b Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmenge- i 
setzes bleibt die Zeit, die ein Beamter oder 
Paihestandsbeamter vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung tätig war, bis zu ' 
fünf Jahren außer Betracht. 

(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ' 
vorhandenen Versorgungsempfänger findet 

§ 85 b Abs. 1 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß ; 
ihnen zehn vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge als Versorgung verbleiben. 

(3) Hat ein Beamter oder Versorgungsempfän- ; 
ger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei seinem 
Ausscheiden aus dein öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 1 
richtung anstelle einer Versorgung einen Kapi- 
talbetrag als Abfindung oder Zahlung aus einem 


Versorgungsfonds erhalten, finden Absatz 1 und 
§ 85 b Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
Anwendung. Der Lauf der in § 85 b Abs. 2 Satz 4 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes enthaltenen 
Frist beginnt frühestens mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 


Artikel XI 

Dieses Gesetz gilt, mit Ausnahme der Ar- 
tikel IV bis VI, nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel XII 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. § 83 Abs. 4 und § 160 Abs. 5 des Bundesbearaten- 
gesetzes sowie die entsprechenden Vorschriften 
des Soldatenversorgungsgesetzes und des Be- 
amtenrechtsrahmcngesetzes sehen vor, daß das 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen oder 
Abfindungen aus der Verwendung im öffent- 
lichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung (kurz: internationale 
Versorgung) mit deutschen Dienst- oder Versor- 
gungsbezügen durch Rechtsverordnung geregelt 
werden soll. Da die Regelung jedoch Rechte der 
Beamten und Soldaten betrifft und die Ände- 
rung verschiedener gesetzlicher Vorschriften er- 
forderlich macht, kann auch sie nur durch Ge- 
setz vorgenommen werden. 

2. Die vorgesehene Regelung knüpft an das Zu- 
sammentreffen von internationaler Versorgung 
mit deutschen Versorgungsbezügen an. Ihr 
Zweck ist zu verhindern, daß dem Versorgungs- 
empfänger für dieselbe Zeit einer Tätigkeit im 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst zweimal Versorgung gezahlt wird. 
Wegen der Vielgestalt der Versorgungsregelun- 
gen im internationalen Bereich und der Anders- 
artigkeit der Probleme kann die Regelung nicht 
in der gleichen Form geschehen wie bei der 
nationalen Doppelversorgung in § 160 a BBG. 
Der Entwurf sieht vor, daß für die Zeit im zwi- 
schen- oder überstaatlichen Dienst und im deut- 
schen Dienst eine internationale Versorgung und 
eine deutsche Versorg\mg nebeneinander ge- 
währt werden, daß jedoch jede Dienstzeit nur 
einmal berücksichtigt wird; es wird daher im 
Ergebnis für ein Arbeitsleben auch nur eine Ver- 
sorgung gewährt. 

Die Besonderheiten des deutschen Versorgungs- 
rechts schließen aus, die zeitliche Trennung da- 
durch vorzunehmen, daß die Zeit einer Tätigkeit 
im internationalen Dienst nicht als ruhegehalt- 
fähig für die deutsche Versorgung angesehen 
wird. Dies würde wegen der degressiven Steige- 
rung des Vomhundertsatzes der deutschen Ver- 
sorgung, der Anrechnung von Vordienstzeiten 
und des Erreichens der Höchstversorgung nach 
35 ruhegehaltfähigen Dienstjahren zu unglei- 
chen und willkürlichen Ergebnissen führen. Die 
Regelung geht daher von der durchschnittlichen 
Steigerung des Vomhundertsatzes aus. Bei 35 
ruhegehaltfähigen Dienstjahren beträgt der 
Vomhundertsatz 75; dies ergibt eine durch- 
schnittliche Steigerung von 2,14 für jedes ruhe- 
gehaltfähige Dienstjahr. Dieser Koeffizient wird 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß im 
Regelfall Zeiten außerhalb des öffentlichen Dien- 
stes und fast immer Zeiten außerhalb eines Be- 


amtenverhältnisses als ruhegehaltfähig ange- 
rechnet werden, daher üblicherweise 25 bis 30 
Beamtendienstjahre schon eine Versorgung von 
75 V. H. bringen, auf 2,5 v. H. festgesetzt. Die 
deutsche Versorgung soll daher bei Anrechnung 
der Zeit im internationalen Dienst als ruhege- 
haltfähig in Höhe eines Betrages ruhen, der einer 
Minderung des Vomhundertsatzes um 2,5 für 
jedes im zwischen- oder überstaatlichen Dienst 
vollendete Jahr entspricht (§ 160b A.bs. 1 BBG), 
Diese Regelung soll grundsätzlich auch dann gel- 
ten, wenn der Versorgungsempfänger von der 
zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung statt 
laufender Versorgungsbezüge einen Kapitalbe- 
trag als Abfindung oder Zahlung aus einem A^er- 
sorgungsfonds erhält. Bei der Zahlung eines 
Kapitaibetrages, besonders wenn der Versor- 
gungserapfänger diesen viele Jahre vor dem Ein- 
tritt in den Ruhestand erhalten hat, können da- 
durch Härten eintreten, daß der Kapitalbetrag 
nicht wie die laufende Versorgungszahlung an 
den von der internationalen Einrichtung be- 
schlossenen Erhöhungen der Dienst- und Ver- 
sorgungsbezüge teilnimmt. Dem Beamten oder 
Versorgungsempfänger wird deshalb die Mög- 
lichkeit eröffnet, die Ruhensregelung dadurch 
auszuschließen, daß er den Kapitalbetrag, so- 
weit er nicht auf eigenen Beiträgen beruht, an 
den Dienstherrn abführt (§ 160 b Abs. 2 BBG). 

Um zu verhindern, daß in Ausnahmefällen di(} 
verbleibende deutsche und die internationale 
Versorgung zusammen niedriger als das volle 
deutsche Ruhegehalt sind, darf der Ruhensbe- 
trag nicht höher sein als die internationale Ver- 
sorgung (§ 160 b Abs. 1 Satz 3 BBG). 

Einige zwischen- und überstaatliche Organisa- 
tionen gewähren bei Invalidität ohne Berück- 
sichtigung der Dienstzeit die Höchstversorgung 
aus dem Amt, das der Bedienstete innehatt(^ 
(z. B. Artikel 78 in Verbindung mit Anhang VIII 
Artikel 13 EWG-Beamten-Statut). Da die Höchst- 
versorgung die Versorgung für ein volles 
Arbeitsleben darstellen soll, sieht der Entwurf 
vor, daß die deutschen Versorgungsbezüge in 
diesem Fall voll ruhen {§ 160 b Abs. 1 Satz 2 
BBG). 

Die Regelung des Zusammentreffens von inter- 
nationalen Versorgungsbezügen mit deutschen 
Dienstbezügen ist der Regelung im Versorgungs- 
bereich angeglichen. Der Kürzungsbetrag ist auf 
3 V. H. der Dienstbezüge für jedes im internatio- 
nalen Dienst verbrachte Jahr festgesetzt, um ihn 
im Verhältnis zu den Dienstbezügen dem Ver- 
hältnis des Ruhensbetrages zu den Versorgungs- 
Bezügen anzugleichen. Dem Beamten sollen je- 
doch mindestens 40 v. H. seiner Dienstbezüge 
verbleiben. 
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Die Regelung findet in jedem Fall Anwendung, 
in dem ein Beamter, Soldat oder Versorgungs- 
empfänger vor der Berufung in das Beamten- 
oder Soldatenverhältnis, während desselben oder 
nach seiner Versetzung in den Ruhestand im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung verwendet wor- 
den ist und eine Versorgung erhält; sie findet 
über § 46 DRiG auch Anwendung auf Richter. 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung ist auch die Tätigkeit als nichteingestufter 
Bediensteter einer internationalen Organisation 
(z. B. als Generalsekretär), als Richter bei einem 
internationalen Gericht und als Kommissions- 
mitglied bei den Europäischen Gemeinschaften. 


II. Einzelne Vorschriften 

Zu Artikel I Nr. 1 (§ 83 Abs. 4 BBG) 

Siehe Teil I Nr. 1 der Begründung. 

Zu Artikel I Nr. 2 (§ 83 a BBG) 

Siehe l'eil I Nr. 2 der Begründung. 

Absatz 2 erläutert, was abweichend von § 2 Abs. 1 
BBesG in Absatz 1 unter den Dienstbezügen zu ver- 
stehen ist; der Kinderzuschlag ist in Absatz 3 ge- 
sondert angesprochen. Bei den Beamten mit dienst- 
lichem Wohnsitz im Ausland soll sich nach Satz 2 
der Kürzungsbetrag nach den fiktiven Inlandsbe- 
zügen richten, um eine Gleichbehandlung mit den 
übrigen Beamten zu erreichen. 

Zu Artikel I Nr. 3, 4 und 5 (§ 111 Abs. 5, § 112 Nr. 1 

Buchstabe b und § 1 1 6 Abs. 1 Nr. 2 BBG) 

Voraussetzung für die Anwendung des § 160 b BBG 
ist die Anrechnung der Dienstzeit bei einer zwi- 
schen- oder überstaatlichen Einrichtung als ruhe- 
gehaltfähig, sowohl bei dem entsandten Beamten 
wie bei demjenigen, der erst nach Beendigung des | 
internationalen Dienstes in das Beamtenverhältnis 
berufen wird oder der den internationalen Dienst 
als Ruhestandsbeamter leistet. Dies wird durch die 
Ergänzung des § 111 und des § 112 Nr. 1 sowie 
durch die Änderung des § 116 erreicht. Der letzte 
Halbsatz in § 111 Abs. 5 soll ausschließen, daß die 
Zahlung einer Abfindung (z. B. Abgangsgeld nach 
Artikel 12 des Anhangs VIII des EWG-Beamten- 
statuts) der Berücksichtigung als ruhegehaltfähiger 
Dienstzeit entgegensteht. 

Zu Artikel I Nr. 6 (§ 160 Abs. 5 BBG) 

Siehe Teil I Nr. 1 der Begründung. 

Zu Artikel I Nr. 7 (§ 160 b BBG) 

Siehe Teil I Nr. 2 der Begründung. 

Absatz 2 Satz 3 eröffnet dem Beamten, der einen 
Teil des Kapitalbetrages anderweitig verwendet 
hat, die Möglichkeit, die Ruhensregelung wenig- 


stens insoweit auszuschließen, als er noch über 
den Kapitalbetrag verfügen kann. Um für den 
Dienstherrn und den Beamten frühzeitig klare Ver- 
hältnisse zu schaffen, setzt Absatz 2 Satz 4 für die 
Ausübung des Wahlrechts eine Frist von einem 
Jahr. 

Absatz 3 bezweckt die Gleichbehandlung aller Be- 
amten hinsichtlich des Kapitalbetrages. Der sich 
nach den Beitragsleistungen nebst Zinsen errech- 
nende Kapitalbetrag kann bei verschiedenen Orga- 
nisationen aus unterschiedlichen Gründen bei der 
Auszahlung gekürzt werden. So kann die Organi- 
sation mit einer Gegenforderung aufgerechnet, den 
Kapitalbetrag zur Sicherung eines dem Beamten ge- 
währten Darlehens für den Wohnungsbau verwandt 
oder aus dem Guthaben des Beamten die Beiträge 
für die Weiterversicherung in einem nationalen 
System der Alterssicherung geleistet haben. Maß- 
geblich kann stets nur der ungekürzte Kapitalbetrag 
sein. 

Absatz 4 enthält die entsprechende Ruhensregelung 
für Witwen und Waisen. 


Zu Artikel I Nr. 8 und 9 (§ 165 Abs. 2 Nr. 3 und 
§ 166 Nr. 6 BBG) 

; Anpassung an die durch Artikel I Nr. 6 geänderte 
^ Form des BBG. 

j Zu Artikel II (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BBesG) 

I Ohne die Änderung dürften bei einem Beamten, 
j der erst nach Beendigung der Tätigkeit bei einer 
' zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung in das 
Beamtenverhältnis berufen wird, internationale 
I Dienstzeiten nicht bei der Festsetzung des Besol- 
j dungsdienstalters berücksichtigt werden, wenn der 
Beamte eine Abfindung erhalten hat. 

Zu Artikel III, IV, V, VI, VII, VIII 

Anpassung an die durch Artikel I geänderte Fas- 
sung des BBG. 

Zu Artikel IX 

Die Übergangsvorschrift läßt bei Versorgungs- 
empfängern sowie bei Beamten und Soldaten, auch 
wenn sie noch entsandt sind, die vor Inkrafttreten 
des Gesetzes im Internationalen Dienst verbrachte 
Zeit bis zu fünf Jahren außer Betracht. Absatz 2 
stellt Versorgungsempfänger, die eine nicht nach 
Dienstjahren berechnete Invaliditätsversorgung von 
der internationalen Einrichtung erhalten, im Ergeb- 
nis der Regelung der Absätze 1 und 3 gleich. 

Diese Übergangsregelung trägt dem Umstand Rech- 
nung, daß zwar seit langem im Bundesbeamtenge- 
setz und in den Entsendungsrichtlinien auf die zu 
erwartende Regelung des Zusammentreffens von 
internationaler Versorgung mit deutschen Dienst- 
und Versorgungsbezügen hingewiesen wurde, daß 
aber der einzelne von der Regelung Betroffene sich 
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wegen der Dauer dieses Zeitraums in seinen finan- 
ziehen Überlegungen auf die Regelung im einzelnen 
nicht einstellen konnte. 


Zu Artikel X 

Die Vorschrift enthält die sich aus den Artikeln I 
und IX ergebenden Änderungen des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes. 

Die Nummern 1 und 3 des § 1, die den §§ 83 a, 
160 b BBG entsprechen, sollen die Einheit des Be- 
amtenrechts auch auf diesem Gebiet in Bund und 
Ländern sichern. Der neue § 85 b ersetzt den bis- 
herigen § 85 Abs. 3 BRRG. 

§ 2 Nr. 1 Satz 1 verpflichtet die Länder, ihr Beam- 
tenrecht mit dem geänderten Rahmenrecht in Über- 
einstimmung zu bringen. Satz 2, der den §,1 wäh- 
rend der Übergangszeit für unmittelbar geltend er- 
klärt, soll sicherstellen, daß die Regelung bei allen 
Dienstherren von demselben Zeitpunkt ab ange- 
wendet wird. 

§ 2 Nr. 2 entspricht der Übergangsregelung in Arti- 
kel IX. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Da durch das Gesetz u. a. auch das Beamten- 
rechtsänderungsgösetz geändert werden soll, das 
seinerzeit mit Zustimmung des Bundesrates erlas- 
sen und auch als zustimmungsbedürftiges Gesetz 
verkündet wurde, bedarf das im Entwurf vor- 
liegende Gesetz nach der vom Bundesrat ständig 
vertretenen Auffassung seiner Zustimmung. 


3. Zu Artikel I Nr. 2 {§ 83 a BBG) und Nr. 7 
(§ 160 b BBG), Artikel V (§ 55 b SVG), Artikel X 
§ 1 Nr. 1 (§ 49 a BRRG) und Nr. 3 {§ 85 b BRRG) 

Die Bundesregierung wird um Prüfung gebeten, 
ob für die in dem Gesetzentwurf geregelte Frage 
nicht eine für die Betroffenen günstigere Lösung 
gefunden werden kann, d. h., ob die in dem Ent- 


wurf vorgesehenen Kürzungskoeffizienten von 
,3 V. H. bzw. 2,5 V. H. nicht niedriger angesetzt 
werden sollten. Dem Bundesrat erscheint dies 
einmal im Hinblick darauf erforderlich, daß in 
den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften die Anrechnung einer inter- 
nationalen Versorgung auf die nationalen Dienst- 
oder Versorgungsbezüge für die Betroffenen gün- 
stiger gestaltet ist als nach dem vorliegenden 
Entwurf, zum anderen vor allem auch unter dem 
Gesichtspunkt, daß die Tätigkeit bei den zwi- 
schenstaatlichen und überstaatlichen Einrichtun- 
gen auch hinsichtlich der Besoldung und Ver- 
sorgung attraktiv gehalten werden sollte, um für 
diesen Dienst die Gewinnung hochqualifizierter 
Kräfte in Zukunft nicht zu gefährden. 

Zu Artikel X § 2 Nr. 1 

In Nummer 1 wird Satz 2 gestrichen. 

Begründung 

Die vom Bund beabsichtigte ungewöhnliche 
Handhabung der Rahmenkompetenz (Vollrege- 
lung mit der Verpflichtung zur Rechtsanglei- 
chung und gleichzeitiger unmittelbarer Geltung 
bis zur Rechtsangleichung) ist vom Bund nicht 
näher begründet worden. Für sie besteht im 
Hinblick auf den Gegenstand der Regelung kein 
zwingender Grund. Die Zahl der Regelungsfälle 
im Bereich der Länder ist bisher gering. Eine 
bundesrechtliche Zwischenlösung bis zum Inkraft- 
treten der Ländergesetze ist um so weniger 
erforderlich, als die Neuregelung auch die bisher 
eingetretenen Fälle erfassen wird. 

Dieselbe Handhabe hatte der Bund im Entwurf 
des Dritten Gesetzes zur Änderung beamten- 
rechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschrif- 
ten — BR-Drucksache 58/64 — für die Ände- 
rung des Rahmenrechts vorgesehen, die ins- 
besondere die Einführung einer Regelung zur 
Beseitigung der nationalen Doppelversorgung 
zum Gegenstand hatte. Äuch dort haben die 
Länder mit Erfolg der Vollregelung wider- 
sprochen. 


2. Zu Artikel I Nr. 2 (§ 83 a BBG) und Artikel X 

§ 1 Nr. 1 (§ 49 a BRRG) 

Der durch den Gesetzentwurf neu geschaffene 
§ 83 a des Bundesbeamtengesetzes über die 
Regelung des Zusammentreffens deutscher 
Dienstbezüge mit laufenden Versorgungsleistun- 
gen zwischenstaatlicher oder überstaatlicher Ein- 
richtungen enthält keine Bestimmung darüber, 
wie einmalige Kapitalabfindungen behandelt 
werden sollen, die an Stelle einer laufenden Ver- 
sorgung von einer zwischenstaatlichen oder | 
überstaatlichen Einrichtung gewährt werden. ! 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob insoweit nicht eine entsprechende 
Regelung notwendig ist, wie sie der durch den 
Gesetzentwurf neu geschaffene § 160 b Abs. 2 
des Bundesbamtengesetzes bei einem Zusammen- 
treffen solcher Kapitalabfindungen mit deutschen ! 
Versorgungsbezügen vorsieht. i 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten i 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für | 
zustimmungsbedürftig. | 

Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes. nur dann der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wenn durch das Änderungs- 
gesetz Vorschriften geändert werden, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen 
Gesetzes begründet haben. Das ist hier nicht der 
Fall. 

2 Zu Artikel I Nr. 2 (§ 83 a BBG) und Artikel X 

§ 1 , Nr. 1 (§ 49 a BRRG) 

Die Bundesregierung wird die Anregung des 
Bundesrates im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens prüfen. 

i 

3. Zu Artikel I Nr. 2 (§ 83 a BBG) und Nr. 7 j 
(§ 160 b BBG), Artikel V (§ 55 b SVG), Artikel X i 
§ 1 Nr. 1 (§ 49 a BRRG) und Nr. 3 (§ 85 b BRRG) i 

Die Bundesregierung wird die Anregung des 
Bundesrates im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens prüfen. 

4. Zu Artikel X § 2 Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

a) Der Rahmengesetzgeber kann nicht nur dem l 
Landesgesetzgeber rahmenrechtliche Bindun- | 


gen geben, sondern auch im Landesbereich 
unmittelbar wirkendes Recht setzen (so z. B. 
Kapitel II des Beamtenrechtsrahmengesetzes). 

b) Der Rahmengesetzgeber kann neben ausfül- 
lungsbedürftigen Rahmenvorschriften auch 
solche setzen, die dem Landesgesetzgeber 
eine Einzelmaterie bindend und erschöpfend 
vorschreiben. 

c) Von der Sache her (Gleichbehandlung von 
entsandten und entsandt gewesenen Beam- 
ten im Bundes- und im Landesdienst) besteht 
die Notwendigkeit, die Rahmenvorschriften 
zur Regelung des Zusammentreffens von 
internationaler Versorgung mit deutschen 
Dienst- und Versorgungsbezügen als den 
Landesgesetzgeber bindende und erschöp- 
sende Regelung zu gestalten. 

d) Wenn der Rahmengesetzgeber berechtigt ist, 
im Landeshereich unmittelbar wirkendes 
Dauerrecht zu setzen, kann ihm nicht ver- 
wehrt sein, entsprechendes Recht für eine 
Übergangszeit (bis zum Inkrafttreten entspre- 
chender landesrechtlichor Regelungen) zu 
setzen. 

e) Mit der vorgesehenen Regelung sollen Fälle 
erfaßt werden, die nicht nur, wie bei dem 
Dritten Gesetz zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften, 
in der Zukunft liegen, sondern die bereits 
bei Inkrafttreten des Gesetzes vorhanden 
sind. Eine Gleichbehandlung von Bundes- und 
Landesbeamten läßt sich daher nur auf dem 
im Gesetzentwurf beschrittenen Wege errei- 
chen. 
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